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Auftrag SP-Fraktion und Mitunterzeichnende

betreffend

Einführung des Stimm- und Wahlrechtsalter 16 auf 

kommunaler Ebene  

Antrag 

Der Auftrag sei im Sinne der Erwägungen zu überweisen und gleichzeitig abzuschreiben.  

Begründung 

1. Ausgangslage 

In der Februarsession des Bündner Grossen Rates wurde der Auftrag Derungs zur Ein-

führung des Stimm- und Wahlrechtsalters 16 auf kantonaler Ebene eingereicht. An der 

Gemeinderatssitzung vom 10. März 2022 reichten die SP-Fraktion und Mitunterzeich-

nende den Auftrag betreffend Einführung des Stimm- und Wahlrechtsalter 16 auf kom-

munaler Ebene ein. Die Unterzeichnenden erachten die Zeit gerade auf kommunaler 

Ebene als reif, das Stimm- und Wahlrechtsalter auf 16 Jahre zu senken, damit sich Ju-

gendliche bei politischen Themen, die sie und ihre Zukunft betreffen, in den politischen 

Prozess einbringen können. Sie erachten die verstärkte und aktive Integration der Ju-

gend in die lokale Politik als sehr wichtig und beauftragen den Stadtrat, die Senkung des 

Stimm- und Wahlrechts auf kommunaler Ebene auf 16 Jahre zu prüfen und dem Ge-

meinderat eine entsprechende Botschaft zu unterbreiten.  
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Der Stadtrat erachtete es in der Folge als sachgerecht, die Debatte im Grossen Rat zum 

Auftrag Derungs abzuwarten und dem Gemeinderat an der Septembersitzung Bericht zu 

erstatten. In der Junisession überwies der Grosse Rat den Auftrag Derungs mit 82 Ja- zu 

26 Nein-Stimmen. Die Bündner Regierung anerkennt in ihrer Antwort auf den Auftrag die 

breite politische Unterstützung für das Anliegen im Grossen Rat. Vor diesem Hintergrund 

und der aktiven Diskussionen in anderen Kantonen und auf Bundesebene will sie sich 

den Bestrebungen, die politische Partizipation der Jugendlichen zu erhöhen, nicht ver-

weigern. Sie ist deshalb bereit, den Auftrag Derungs entgegenzunehmen und dem Gros-

sen Rat eine Änderung der Kantonsverfassung zu unterbreiten, die für die kommunalen 

und kantonalen Angelegenheiten das aktive Stimm- und Wahlrechtsalter 16 vorsieht. 

2. Erwägungen des Stadtrates 

Das Stimmrecht ist eine staatspolitisch wichtige Frage. Die Herabsetzung des Stimm-

rechtsalters auf 16 Jahre ist ein politischer Dauerbrenner, wie die regelmässigen Debat-

ten in Bund und Kantonen zeigen. Dass das Stimm- und Wahlrechtsalter 16 in regelmäs-

sigen Abständen auf die politische Agenda kommt, ist ein starkes Zeichen dafür, dass es 

sich um ein wichtiges gesellschaftspolitisches Anliegen handelt. Die meisten politischen 

Entscheide betreffen nämlich die Zukunft der Jugendlichen direkt oder indirekt. 

Das Stimm- und Wahlrecht steht gemäss Art. 9 Abs. 1 der Verfassung des Kantons 

Graubünden (BR 110.100) allen Schweizerbürgerinnen und -bürgern zu, die das 18. Le-

bensjahr zurückgelegt haben und im Kanton wohnen. Die Kantonsverfassung gibt mit 

Art. 9 Abs. 4 den Gemeinden die Möglichkeit, Auslandschweizerinnen und Ausland-

schweizern beziehungsweise Ausländerinnen und Ausländern das Stimmrecht sowie das 

aktive und passive Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten zu erteilen. Eine Herabset-

zung des Stimm- und Wahlrechtsalters auf kommunaler Ebene ist hingegen nicht vorge-

sehen. Gemäss Art. 3 Abs. 2 Gesetz über die politischen Rechte im Kanton Graubünden 

(GPR; BR 150.100) richtet sich die Stimm- und Wahlberechtigung nach der Kantonsver-

fassung. Das Gemeindegesetz des Kantons Graubünden (GG; BR 175.050) sieht in 

Art. 13 Abs. 3 vor, dass sich die Stimmberechtigung in Gemeindeangelegenheiten nach 

der Verfassung des Kantons Graubünden und nach dem Gesetz über die politischen 

Rechte im Kanton Graubünden richtet. Gestützt auf die Kantonsverfassung sieht die Ver-

fassung der Stadt Chur (RB 111) in Art. 6 das Stimm- und Wahlrecht für Schweizer Bür-

gerinnen und Bürger vor, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und in der Stadt 

wohnen. Erst nachdem in der Kantonsverfassung die Möglichkeit für die Herabsetzung 

des Stimm- und Wahlrechtsalters auf kommunaler Ebene verankert ist, könnte die Stadt 





SP-Fraktion Gemeinderat Chur a
Auftrag betreffend Einführung des Stimm- und
Wahlrechtsalter 16 auf kommunaler Ebene

Am 16. Februar 2022 wurde im Bündner Grossen Rat ein von 75 Grossrätinnen

und Grossräten unterzeichneter Vorstoss zur Einführung des Stimm- und Wahl­

rechtsalters 16 auf kantonaler Ebene eingereicht. Der Vorstoss fand im ganzen

Parteienspektrum Unterstützung.

Die Zeit ist auch und gerade auf kommunaler Ebene reif für eine Senkung des

Stimm- und Wahlrechtsalters auf 16 Jahre, damit sich die Jugendlichen bei poli­

tischen Themen, die sie und ihre Zukunft betreffen, in den politischen Prozess

einbringen können. Mit 16 Jahren nehmen Jugendliche bereits eine hohe Verant­

wortung wahr und sind in der Lage, komplexe Beurteilungen und Entscheide vor­

zunehmen. Die frühe Förderung des politischen Verantwortungsbewusstseins, die

Identifikation mit dem Wohnort und die emotionale Auseinandersetzung mit der

lokalen Politik sind sowohl für demokratisch wie auch für gesellschaftlich funkti­

onierende Strukturen unerlässlich.

Die Unterzeichnenden erachten die verstärkte und aktive Integration der Jugend

in die lokale Politik als sehr wichtig und beauftragen den Stadtrat, die Senkung

des Stimm- und Wahlrechtes auf kommunaler Ebene auf 16 Jahre zu prüfen und

dem Gemeinderat eine entsprechende Botschaft zu unterbreiten.

Chur, 9. März 2022

Xenia Bischof
Claudio Senn Meili r~·~
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Eingereicht anlässlich der--";e
Marco Michel, Stadtschreiber
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(Visum)

Bischof Xenia SP ( )
Cabalzar Carina .•(e. 'SP

Carigiet Fitzgerald Angela SP #lva!
Cortesi Maria SVP l€
Danuser Geraldine GLP

Decurtins Guido SP ta...II .
Good Rainer FDP ZK Llt r 1/Hegner Walter SVP

Hunger Hanspeter SVP «>.-
Kappeler Jürg. Dr. sc. techn. GLP \ U/
Meier Adrian J. Freie Liste & i'telGrüne

Menge Jean-Pierre, Dr. iur. SP

Meuli Hans Martin, Dr. oec. publ. FDP ­Peder Michel FDP 2
Portmann Peter Die Mitte )?(Jf

7
Rettich Urs SVP 0
Schneider Tina Die Mitte T.
Schnoz Andi Freie Liste & ()~/Grüne 1

Senn Meili Claudia SP 9 -/'-L

Trepp Gian-Reto FDP \ /,a»
Waser Norbert Die Mitte 1. 1
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